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Bericht des· Ausschusses für Verfassung und Verwaltung
betreffend das Gesetz über die Anwendung weiterer bundesgesetzlicher

Vorschriften dienstrechtlicher Art auf Lan~esbeamte
{16.Ergänzung zum Landesbeamtengesetz}

(L - 249/2 - XX)

'VI··v

Gemäß § 2 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes,
LGBI. Nr. 27/1954, in der Fassung der Landesbe-
umtengesetznovellen LGBI. Nr. 7/1958,
LGBI. Nr. 17/1961, LGBI. Nr. 6/1966 und
LGBI. Nr. 29/1969 "finden die für das Diensirecht
einschließlich des Besoldungs{Pensions)rechtes im
Zeitpunkt des Beschlusses dieses Gesetzes maßge-
benden Bundesgesetze und' die als Gesetze des Bun-
des in diesem Zeitpunkt geltenden sonstigen Vor-
schriften", soweit ,im Landesbeamtengesetz nic4ts
anderes bestimmt wird, ",als gesetzliche Vorschriften
des Landes mit der Maßgabe sinngemäße Anwen-
dung, daß an Stelle der Zuständigkeit der obersten
Organe ,der Vollziehung des ,Bundes die der Landes-
regi,erung tritt". Nach § 2 Abs. 2 des Landesbeamten~
gesetzes wird dann, wenn die im Abs. 1 umschrie-
benen Vorschriften des 'Bundes geändert werden,
"eine sinngemäße, die Landesbeamten zumindest
nicht schlechter stellende Regelung durch Landesge-
setz getroffen werden".

Im Sinne dieser Bestimmung des § 2 Abs. 2 des
Landesbeamtengesetzes wurden bisher - neben be-
sonderen landesgesetzlichen Re'g~lurigen wie dem
Landesbeamten-Pensionsgesetz, LGBL NT. 22/1966,
_. vor allem in 15 Ergänzungen zum Landesbeamten-
~jesetz bundesgesetzliehe Vorschriften dienstrecht-
lieher Art als landesgesetzliche Vorschriften rezi-
piert. Mit dem -imEntwurf vorliegenden Gesetz über
die Anwendung weiterer bundesgesetzlicher Vor-
schriften dienstrechtlicher Art auf Landesbeamte
(16. Ergänzung zum 'Landesbeamtengesetz) sollen die
vom Bundesgesetzgebe"r inzwischen erlassenen wei-
teren Dienstrechtsvorschriften im Sinne' des § 2
Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes - und zwar ent-
sprechend mo,difizip.rt - als landesgssstzlichc Vor-
schriften übernommen werden.

Eine eingehende Motivierung der einzelnen bun-
desgesetzlichen Vorschriften, die mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf als landesgesetzliche Vor-
schriften übernommen werden sollen, erübrigt sich
im Hinblick auf die Erwägungen, welche den Bund
zur Erlassung dieser Vorschriften ver anlaßt haben.

Zu den einzelnen Bestimmungen der 16. Ergän-
zung zum Landesbeamtengesetz ,ist zu bemerken:

Zu § 1 Z. 1 Iil. a:

Art. 111Abs. 3 der 19. Gehaltsgesetz-Novelle he-
stimmt, daß Beamte, die sich am 1. März 1969 im
Dienststand befanden und nicht unmittelbar in
eine höhere Gehaltsstufe, Dienstklasse oder Stdn-
desgruppe aufgenommen wurden, bis zum 31. De-
zember 1970 beantragen können, daß ihr gemäß
Abs.2 geltender Vorrückungsstichtag neu festge-
!5etzt w.ird.

Da ein, wesentlicher Teil dieser Frist bei Inkratt-
treten des vorliegenden Gesetzentwurfes bereits
verstrichen sein wird, soll sie - um eine finanzi-
elle Benachteiligung der betroffenen Landesbe-
amten hintahzuhalten - im Bereich des Landes-
beamtenrechtes angemessen, und zwar bis
30. Juni 1971 erstreckt werden.

Zu § 1 Z. 1 1il. h:

Gemäß Art. I1l Abs. 8 der 19. Gehaltsgesetz-No-
velle sollen die Verbesserung des Vorrückungs-
stichtages gemäß Abs. 4 und ·di.e Verbesserung
der besoldungsrechtlichen Stellung gemäß Abs. 6
und 7 dieses Artikels bei Beamten dBI Jahrgänge
bis 1909 mit 1. Jänner 1970, bei den jüngeren Be-
amten jedoch erst mit 1. Jänner 1972 wirksam
werden. Diese Differenzierung, d'ie für viele
Landesbeamte eine Härte darstellen würde, soll
im Interesse der Gleichbehandlung aller Landes-
beamten entfallen.

Zu § 1 Z. 2:

Gemäß § 11 Abs. 2 des Zwischenzeitengesetzes
wird die Gewältr'ulllJ von Zulagen nach § 5 und
§ 9 Abs. 1 dieses Gesetzes frühestens wirksam
für Bedienstete der Geburtsjahrgänge

vor 1894 vom 1. Jänner 1970 an,
1894 ·bis 1899 vom L Jänner 1971 an,
1900 bis 1906 vom L Jänner 1972 an,

bei Bediensteten späterer Geburtsjahrgänge von
dem der Vollendung des 65. Lebensjahres folgen-
den Monatsersten an. Das gleidle ,gilt tür yersor-
gungsberechtigte Hinterbliebene dieser Be-
diensteten.
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Diese Regelung ist an die Vorschriften des § 60
Abs. 1 Z. 2 des Pensionsgese1zes 1965 angelehnt, die
aber -ins 'Landesbeamten-Pensionsgesetz keinen Ein-
gang gefunden haben. Schon aus diesem Grunde war
von der Ubernahme ·der etappenweisen Regelung
der Anspruchsberechtigung a'bzusehen.

Der Ausschuß für Verfassung und Verwaltung be-
antragt, der Hohe Landtag möge das beigefügte
Gesetz über die Anwendung weiterer bundesgesetz-
licher Vorschriften dienstrechtlicher Art auf Landes-
beamte (16. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz),
beschließen.

Li n Zr am 27. November 1969

Hödlmoser
Obmann -Stellvertreter

Buchinger

Berichterstatter

Gesetz

vom
über die Anwendung weiterer bundesgesetzlicher Vorschriften dienstredttlicher Art auf Landesbe~mte

(16. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz)

Der o. ö. Landtag hat beschlossen:

• § 1

Für Landesbeamte (§ 1 des Landesbeamtenge-
setzes, LGB!.Nr. 27/1954, 'in der Fassung der Landes-
beamtengesetznovellen LOB!. NI. 7/1958,
LGB!. NI. 17/1961, LGB!. NI. 6/1966 und
LGB!. NI. 29/1969) gelten sinngemäß als landesge-
setzliche VorschriJften:

1. Art. I Z. I bis 5 und die Art. II bis V des Bundes-
gesetzes vom 21. Mai 1969, BGB!. NI. 198, mit
dem da'S Gehaltsgesetz 1956 neuerlich geändert
wird (19. Gehaltsgesetz-Novelle), und zwar mit
der Maßgabe, daß ~

[",Ia) im Art. III Abs. 3 an die Stelle der Wortgruppe \
,,31.Dezember 1970" die Wortgruppe ,,30.Juni
1971" tritt und

b) Art. III hbs. 8 zu lauten hat:
,,(8) Die Verbesserung des Vorrückungs-

stichtages gem"äßAbs. 4 und die Verbesserung
der besoldungsrechtlichim Stellung gemäß
Abs.6 und 7 sind mit Wirk:samkeit vom
1. Jänner 1970 durchzuführen." j

2. das 'Bundesgesetz vom 8. Juli 1969, BGB!.NI. 295,
über die Anrechnung von Ruhestandszeiten und
über die Gewahrung von Zulagen an Bu'ndesbeM

amte (Z.wischenzeitengesetz) mit Ausnahme des
§ 1I Abs.2.

§ 2

(1) An Stelle der Zuständigkeit der obersten Or-
gane der Vollziehung des Bundes tritt die der Lan-
desregierung.

(2) Die -im§ 1 ange'führten bundesgesetzlichen Vor-
schrHten treten als landesrechtliche Vorschriften mü
dem Tag in Kraft, mit dem sie als bundesrechtliche
Vorschriften in Kraft getreten sind.


